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XXL-Tüechliwerden
auch imWinterverlangt
Köniz Eigentlich solltendieXXL-Tü-
echli derGemeindeKönizden som-
merlichenBadespassCorona-taug-
lich ermöglichen. Jetztwerden sie
sogar imWinternachgefragt. Seite 6

VomSonnyboy
zumGrübler
Ski Alpin Einstwarer
Weltmeister,nun
versucht LucaAerni,
denAnschluss zu
finden. Seite 19

NoahVeraguth
macht sich Sorgen
Musik Die Situation ist auch fürden
Pegasus-Sängerdüster,doch ihn
bedrücktvielmehr,dass «eine
SpaltungdurchdieGesellschaft»
gehe. Seite 23
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Zunächst Schnee oder
Schneeregen, dann
zunehmend trocken.

Trotz Hochnebelfeldern und
aufziehenden Wolken
teilweise sonnig.

–10° –3°

2° 0°

Schärfere
Quarantäneregeln
Corona DerKanton Bern setzt als
einer der ersten Kantone schär-
fere Quarantäneregeln um. So
sollen beimöglichenAnsteckun-
gen mit den neuen Varianten
nicht nur die Kontaktpersonen
in die Quarantäne, sondern auch
deren Kontakte. Seite 10

Der beschwerlicheWeg
zurück auf die Ski
Ski alpin Vor einem Jahr stürzte
der Meiringer Marco Kohler (23)
als Vorfahrer beim Training zur
Lauberhornabfahrt und zog sich
eine schwere Knieverletzung zu.
Nun kämpft er für seine Rück-
kehr auf die Piste. Seite 20

Patent Ochsnerwerden
fürs Lebenswerk geehrt
Musik Die Berner Kultband Pa-
tent Ochsner wird für ihr Schaf-
fen mit dem grössten Schweizer
Musikpreis geehrt: Sie erhält den
Swiss Music Award für ihr Le-
benswerk. Seite 24

Como, Griechenland
und kaum in die Ferne
Reisesommer Auf Städtetrips ins
benachbarteAusland oder Bade-
ferien im östlichen Mittelmeer
setzen derzeit die Reiseveran-
stalter.Auch Camperferien in der
Schweiz dürften erneut angesagt
sein. Seite 24

Heute
Sandra Rutschi

Letztes Jahr erhielten die meis-
ten Hauseigentümer im Kanton
Bern Post: Die kantonale Steuer-
verwaltung hat bisher 635’000
Grundstücke neu bewertet. Bei
denmeisten istmittlerweile auch
die Einsprachefrist abgelaufen.
92’000 Neubewertungen sind
momentan noch ausstehend.Das
Zwischenfazit: 8700Hauseigen-

tümer haben gegen die neuen
amtlichen Werte ihrer Liegen-
schaft Einsprache eingereicht.
Dasmag auf den ersten Blick als
viel erscheinen, sind jedoch le-
diglich knapp 1,4 Prozent der bis-
her neu bewerteten Liegenschaf-
ten. «Das sind gesamtkantonal
sehr wenige Einsprachen – erst
recht, wenn man bedenkt, dass
wohl viele davon aus dem Saa-
nenland kommen», sagt Hans

Bättig, Sekretär und Fürsprecher
des kantonalen Hauseigentü-
merverbands.ErwarMitglied der
Schatzungskommission,welche
die neuen Bewertungsnormen
und -ansätze überprüft hatte.

Nirgends im Kanton steigen
die amtlichenWerte so starkwie
in Saanen. Das führt zu Wider-
stand. Die Gemeinde Saanen
reichte für rund 1000 Grund
stücke Einsprache ein. Sie be-

mängelt insbesondere, dass bei
derNeubewertung der Erst- und
der Zweitwohnungsmarkt nicht
voneinander unterschiedenwur-
den.Deshalbwürden die Häuser
von Einheimischen zu hoch be-
wertet und folglich steuerlich zu
stark belastet. Auch Bättig ver-
mutet, dass der geteilte Markt
zwischen Erst- und Zweitwoh-
nungen zuVerzerrungen führen
kann. Seite 2+3

8700Hauseigentümer
legen Einsprache ein
Kanton Bern Das Gros der Grundstücke ist neu bewertet. Widerstand gibt es vor allem
aus demOberland. Dort könnte der Zweitwohnungsmarkt die Werte in die Höhe treiben.

Detailhandel VieleLädenhabenamSamstagden letztenVerkaufstagbisvoraussichtlichEndeFebruar.
UmdieWinterkollektionnochabzuverkaufen,bietenDetailhändlerwieLoebZusatzrabatte an.AndereLäden
setzenauf Innovationen.Dochalle blickendemLockdownmitSorgeentgegen. (rag) Seite 7+12 Foto: Nicole Philipp

Wie sich die Berner Läden für den Lockdown rüsten

Gemeindefinanzen Mehrere Ge-
meinden in derRegion Bern star-
teten das Jahr ohne gültiges Bud-
get. In Stettlen und Meikirch
lehnte der Souverän den ersten
Vorschlag mit einer Steuererhö-
hung ab, die Exekutivenmüssen
über die Bücher. In anderen Ge-
meinden steht die Abstimmung
erst kurz bevor. Speziell ist die
Situation inWorb,wo das Parla-
ment dem Budget zugestimmt

hat. Nachdem SVP und FDP das
Referendum ergriffen haben,
sind die Finanzen zurHängepar-
tie geworden. Aktuell dürfen
wegen Corona auf kommunaler
Ebene keine Unterschriften ge-
sammelt werden. Sollte das Ver-
bot verlängert werden, kommt
Worb langsam in Zeitnot. Bis
Ende Junimuss ein gültiges Bud-
get vorliegen, sonst bestimmt der
Kanton. (cef/hus) Seite 4

Das Budget inWorb
wird zur Hängepartie

Bildung Die kantonalen Erzie-
hungsdirektoren haben heute
einewichtige Sitzung.Nachdem
der Bundesrat am Mittwoch be-
reits einschneidende Massnah-
men beschlossen hat,wollen die
Kantonsverantwortlichen ge-
meinsam beraten, ob man auch
bei den Schulen noch nachjus-
tieren muss. Das Umstellen auf
Fernunterricht liegt in ihrer Zu-
ständigkeit. Jedoch hat gerade

derKanton Bern sich bisher stets
dafür starkgemacht, dass man
allfällige Schulschliessungen
schweizweit koordinieren solle.
Zudem herrscht mehrheitlich
Konsens, dass Fernunterricht in
den unteren Primarschulklassen
die Ultima Ratio wäre. Anders
sieht es bei Gymnasien und Be-
rufsschulen aus. Zudem haben
sich auch erstmals die Lehrer zu
Wort gemeldet. (bol) Seite 3+13

Kantone beraten über
Fernunterricht

Stadt Bern Nächste Woche wird
Kurt Rüegsegger (SVP) zumPrä-
sidenten des Berner Stadtparla-
ments gewählt.Nach seinemAmt
als zweiter Ratsvize 2019 und je-
nem als ersterVize imVorjahr ist
dieWahl zumStadtratspräsiden-
ten der nächste logische Schritt.
Allerdingswirbelte Rüegseggers
Wahl vor zwei Jahren viel Staub
auf: Die SVP hatte den umstrit-
tenen ErichHess nominiert, dem
das Parlament die Wahl indes
verweigerte – und stattdessen
Rüegsegger ins Amt hievte.
Auch letztes Jahr trat die SVP
mit zwei anderen Kandidaten
gegen ihren Kollegen an. Dieses
Mal verzichte man aber auf
Störmanöver, heisst es bei der
SVP. (hae) Seite 6

Kurt Rüegseggers
letzter Schritt zum
höchsten Berner

Härtefallgesuche Berner Unter-
nehmen, die ab dem4. Januar ein
Gesuch für Härtefallhilfe einge-
reicht haben, müssen dies von
neuem tun. Die Wirtschafts-,
Energie- und Umweltdirektion
(WEU) des Kantons teiltmit, dass
das Härtefallverfahren «kurz
zeitig sistiert» worden sei. Der
Grund: Die neuen, gelockerten
Regeln, die der Bund am Mitt-
woch für den Bezug von Härte-
fallhilfe erliess,müssen nunvom
Kanton Bern auf seine Verord-
nung übertragenwerden. Für die
Berner Unternehmen ist diese
neuerliche Verzögerung auf den
ersten Blick unerfreulich.Andere
Kantone haben schon Hilfe aus-
bezahlt und sind grosszügiger
als Bern.Die BernerGastronomie
hatte die starren bürokratischen
Regeln beim Stellen derGesuche
kritisiert. Die WEU versichert,
dass die neuen Bundesregeln
nun auch die Bearbeitung der
Gesuche im Kanton Bern er
leichternwerde.Wie schnell das
neue Verfahren vorangeht, er-
klärt Wirtschaftsdirektor Chris-
toph Ammann (SP) am Freitag
vor den Medien. (svb) Seite 3

Zurück auf
Feld eins

Wetter In der ganzen Deutsch-
schweiz sind gestern grosse
Niederschlagsmengen gefallen.
Während Fahrzeuge und Men-
schen in vielen Städten förmlich
im Schnee versanken, regnete es
im Kanton Bern ergiebig. Am
Brienzersee verschütteten Lawi-
nen die Strasse. Auch die unver-
sehrte Bahnlinie bleibt aus Si-
cherheitsgründen sicher bis heu-
te gesperrt. (bol) Seite 9+32

Regen, Matsch,
Schnee und
viele LawinenBerner Zeitung, 15.1.2021
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2020 ihre Liegenschaftssteuer
gesenkt – Saanen von 1,5 auf 1,
Lauenen von 1,5 auf 0,6 Promil-
le. Auf 2021 reduzierte nun auch
Gsteig die Anlage von 1,5 auf 0,8
Promille.

Dass die Neubewertung aber
auch zu einem anderen Trend
führen kann, zeigt das Beispiel
aus demoberaargauischen Rohr-
bach: Hier steigen die Liegen-
schaftssteuern von 1 auf 1,1 Pro-
mille. Dies, weil die amtlichen
Werte in der Gemeinde sinken,
wie es tendenziell auch im Rest
des Oberaargaus und des Em-
mentals der Fall ist.

«Kann nichtmehr
geändert werden»
Und die Petition aus dem Saa-
nenland? Die Antwort der Fi-
nanzdirektion darauf ist ebenso
deutlichwie dasAnliegen derPe-
titionäre: Die Grundlagen sowie
die daraus folgenden Berech-
nungen seien durchMathemati-
ker, Statistiker und ausgewiese-
ne Immobilienfachleute der kan-
tonalen Schatzungskommission

geprüftworden.Die Schatzungs-
normen könnten nun nichtmehr
geändert werden.

Eine Rolle spiele auch die lan-
ge Zeit, die seit der letzten Schat-
zung vergangen ist: «Dass sich
der Effekt in der Region Saanen-
land nun auf ein Vielfaches be-
läuft, kann auch so erklärt wer-
den, dass in dieser Region die
Steuerwerte schon viel früher
hätten angepasst werden müs-
sen, dies aber aufgrund der ge-
setzlichen Vorgaben und der
Trägheit des Immobilienmark-
tes über den ganzen Kanton ge-
sehen nicht möglich war»,
schreibt die Finanzdirektion.

Die neuen amtlichen Werte
würden auf den tatsächlich ge-
tätigtenVerkäufen in der Region
von 2013 bis 2016 beruhen. Da-
beiwerde derMedianverwendet,
nicht der Durchschnitt – wo-
durch statistische Extreme wie
Luxusliegenschaftenweniger ins
Gewicht fallen. Und der Zielme-
dianwert von 70 Prozent sorge
dafür, dass Hauseigentümer
massvoll besteuert würden.

Heute Vormittag treffen sich die
kantonalen Erziehungsdirekto-
ren zu einer wichtigen Sitzung.
DasThema: Sollen die Schulen –
insbesondere Gymnasien und
Berufsschulen –wieder auf Fern-
unterricht umstellen? Nachdem
der Bundesrat am Mittwoch die
Schraubenoch einmal deutlich
angezogen hat, verspüren auch
die Kantone den Druck, etwas
machen zu müssen. Schul-
schliessungen liegen nach wie
vor in ihrer Zuständigkeit.

Bildungsdirektorin Christine
Häsler hat letzteWoche im Inter-
view mit dieser Zeitung klarge-
macht, dass der Kanton Bern
einen solchen einschneidenden
Entscheid nicht allein fällenwür-
de. «Wirwollen nicht, dass es in
jedem Kanton anders läuft. Ein
Umstellen auf Fernunterricht
braucht schweizweit ein koordi-
niertes Vorgehen», so Häsler.

Erfahrungen aus England
Das Erarbeiten einer solchen ge-
meinsamen Position steht nun
heute also auf dem Programm.
Danachwillman dasweitereVor-
gehen mit dem Bundesrat ab-
sprechen. Dieser soll am Mitt-
woch über mögliche Schul-
schliessungen beraten.

Sorge bereitet auch hinsichtlich
der Schulen die mutierte Virus-
variante B117, die im Dezember
erstmals in Grossbritannien fest-
gestelltwurde.Gemäss ersten Er-
kenntnissen zirkulierte dieVirus-
mutation in denTagenvorWeih-
nachten bereits an zahlreichen
englischen Schulen,wasmit zum
heftigenAusbruch geführt haben
dürfte. In Grossbritannien wur-
de bereits einen Tag nach den
Winterferien wieder auf Fern-
unterricht umgestellt – für min-
destens sechsWochen.

Zwar haben Kindermeist kei-
ne oder nur milde Symptome.
Doch stecken auch sie sich ge-
nauso häufig an wie Erwachse-
ne. Entsprechend können sie es
auch an andere Personenweiter-
geben. So hat eine Studie der
Uniklinik Genf ergeben, dass bei
Kindern über sechs Jahre genau-
so oft Antikörper nachgewiesen
werdenwie bei der restlichen Be-
völkerung. Entsprechend dürf-
ten sie auch empfänglicher für
die hoch ansteckende Variante
B117 sein.

Kanton Bern wäre «bereit»
Die sozialen Folgekosten von
Schulschliessungen sind aber
enorm hoch. Gerade bei den

unteren Schulstufen gibt es des-
halb einen breiten Konsens, dass
das Umstellen auf Fernunterricht
die Ultima Ratio wäre. Bei den
Gymnasien oder Berufsschulen
hingegen dürfte derVerzicht auf
physischen Unterricht deutlich
leichter fallen.

Auf Anfrage bekräftigt die
Berner Bildungsdirektion (BKD)
ihre bisherige Haltung. «Die
Schutzkonzepte der Schulen auf
der Sekundarstufe II haben sich
bewährt. Die Schulen halten sich
an die Szenarien,welchewir ge-
meinsam mit Vertretungen der
Politik, der Lehrbetriebe, der Be-
rufsfachschulen, derGymnasien
und der Gewerkschaften festge-
legt haben», sagtMartinWerder,
Leiter Kommunikation der BKD.

Lehrpersonen beunruhigt
Jedoch werde das geltende Sze-
nario laufend überprüft. «Wenn
Schulschliessungen aufgrund
der epidemiologischen Lage not-
wendig sind, werden die Schu-
len für den Fernunterricht bereit
sein. Die Bildungs- und Kultur-
direktionwird jedoch keinenAl-
leingang machen, sondern ihr
Vorgehenmit den anderen Kan-
tonen koordinieren.» Werder
verweist auf die heutige Sitzung

der eidgenössischen Konferenz
der Erziehungsdirektionen.

Den Druck, zusätzliche
Schutzmassnahmen zu ergrei-
fen,verspüren die Behörden nun
erstmals auch öffentlich seitens
der Lehrerinnen und Lehrer. Der
Berufsverband Bildung Bern hat
nach den Verschärfungen vom
Mittwoch ein Positionspapier
verschickt. Wenn die Wissen-
schaft Schulschliessungen emp-
fehle, würden auch sie dies
unterstützen, schreiben sie.
«Fernunterricht soll dann prio-
ritär auf der Oberstufe und der
Sek II umgesetzt werden. Nur
falls absolut nötig auch auf der
Primarstufe.» Zudemmüsse dis-
kutiert werden, ob auch Kinder
der 5. und 6.Klasse imUnterricht
eine Maske tragen müssen.

Weiter fordert Bildung Bern,
dass Lehrerinnen und Lehrer
aufgrund ihrer Exponiertheit ein
prioritäres Impfrecht geniessen.
Ausserdem müsse an Berner
Schulen mehr getestet werden.
DerKanton Graubünden hat die-
se Woche als erster Kanton an-
gekündigt, dass er auch in den
Schulen solche Schnelltestversu-
che vermehrt einsetzen wolle.

Quentin Schlapbach

Jetzt sind auch Schulschliessungenwieder ein Thema
Nach Lockdown-Entscheid Die Kantone beraten heute Freitag gemeinsam, ob und auf
welchen Bildungsstufen wieder auf Fernunterricht umgestellt werden soll.

Das Haus von Hansueli und Martina Reichenbach oberhalb des Dorfes Lauenen ist stark im Wert gestiegen. So erging es vielen Hauseigentümern im Saanenland. Foto: PD

Eswar als Lichtblick gedacht: Ab
dem 4. Januar konnten an der
Pandemie leidende Berner
Unternehmen Gesuche für Här-
tefallhilfe einreichen. Das löste
nicht nur Freude aus. Insbe
sondere aus der Berner Gastro-
nomie ertönte einAufschrei: Die
Onlinegesuchsformulare seien
kompliziert. Bezugsregeln des
Bundes wie diejenige, dass erst
ab einer Umsatzeinbusse von
40 Prozent Geld fliesse, seien zu
starr. Andere Kantone seien
schneller und unkompliziert
unterwegs.

Nun müssen die an einer
Schliessung oder an Einbussen
leidenden Unternehmen zur
Kenntnis nehmen, dass sie noch
etwas längerwartenmüssen.Wie
die Wirtschafts-, Energie- und
Umweltdirektion des Kantons
(WEU) mitteilt, ist das eben erst
angelaufeneHärtefallprogramm
nämlich «kurzzeitig sistiert».

Bund ändert die Regeln
Was ist passiert? Nicht nur das
mutierte Coronavirus, sondern
auch die neuen Corona-Regeln
des Bundesrates vom Mittwoch
wirkten sich auswie ein «Game-
changer», heisst es bei derWEU.
Der Bund hat nämlich seine bis-
herigen Regeln gelockert. Büro-
kratische Hürden fallen teilwei-
se weg. So gilt nun eine Firma,
die während mindestens 40 Ta-
gen behördlich geschlossenwar,
ohne Nachweis als Härtefall.

Der Kanton Bern muss nun
aber seine Härtefallverordnung
vom 18.DezemberArtikel fürAr-
tikel überarbeiten und den neu-
en Bundesrichtlinien anpassen.
Man arbeite «auf Hochtouren»
an dieser Anpassung, versichert
die Medienstelle der WEU. Im
Moment aber bedeutet der Re-
gimewechsel für alle hilfsbedürf-
tigen Firmen: Zurück auf Feld 1.

Jene Betriebe, die bereits ein Ge-
such gestellt haben, müssen ge-
mäss der WEU-Medienmittei-
lung vom Mittwoch ein neues
einreichen. Dieses werde dann
unter den neuen Voraussetzun-
gen geprüft.

Neues Härtefallprogramm
Den ungeduldigen und biswei-
len verzweifelten Unternehmen
kann die WEU immerhin versi-
chern: Schon heute Freitagwer-
de Regierungsrat ChristophAm-
mann (SP) an einem Point de
Presse das neue Berner Härte-
fallprogramm vorstellen. Die
Ausschüttung der Hilfsgelder
ist bis jetzt dadurch erschwert
worden, dass der Bund seine
Regeln mehrmals geändert hat.
Das führte dazu, dass der Kan-
ton denVollzugwieder neu aus-
richtenmusste.Da derBund nun
am Mittwoch seine Regeln ge
lockert und der Bundesrat die
Schleusen geöffnet hat, kann die
Hilfe fortan auch einfacher an
Berner Unternehmen ausge-
schüttet werden.

Der Kanton Bern hatte bis jetzt
eher den Ruf, zögerlich und
knausrig zu helfen. Immerhin
208 Millionen Franken stehen
zur Verfügung. Davon steuere
Bern nach einem Verteilschlüs-
sel zwischen Bund und Kanton
rund ein Drittel – 70 bis 80 Mil-
lionen Franken – bei. Aufgrund
des Programms vom 4. Januar,
das nun sistiert ist,wäre auch im
Kanton Bern mittlerweile schon
Geld geflossen, betont man bei
derWEU.

Geld fliesst abMitte Februar
Andere Kantone stocken aller-
dings – anders als das chronisch
klamme Bern – von sich aus den
Härtefallbetrag freiwillig auf.
Oder sie haben mit der Auszah-
lung begonnen,weil sie noch im
alten Jahr neue Covid-19-Geset-
ze verabschiedeten und so schon
über die nötige Rechtsgrundla-
ge verfügen. Eine solche Grund-
lage besteht im Kanton Bern je-
doch nicht. Er will nun aber das
Bundesprogramm auf Basis des
bernischen Wirtschaftsförde-

rungsgesetzes so schnell wie
möglich umsetzen.

Wie schnell das neu aufge-
gleiste Prozedere voranschreitet,
das erfahren die Unternehmen
heute Freitag am Point de Pres-
se. Offenbar geht es eher um
Tage als Wochen. Über ein ein-
gereichtes Gesuchwird etwa in-
nerhalb von 10 Tagen entschie-
den. Ist es genehmigt, kann dann
auch bald einmal Geld fliessen.
VorMitte Februar dürfte die Hil-
fe aber nicht bei den leidenden
Firmen eintreffen.

200 Millionen Franken Hilfs-
gelder im grossen Kanton auf die
bezugsberechtigten Unterneh-
men gerecht und juristisch kor-
rekt zu verteilen, sei eine Herku-
lesaufgabe, heisst es bei der
WEU.Umsomehr, als die Locke-
rung der Regeln nun die Anzahl
der erwarteten Gesuchemarkant
erhöhen dürfte. Die WEU ist
jedenfalls schon daran, Ressour-
cen für die Bearbeitung der Ge-
suche freizuspielen.

Stefan von Bergen

Firmenmüssen Härtefallgesuche nochmals einreichen
Corona-Hilfe im Kanton Bern Der Kanton Bern muss seine Härtefallhilfe den neuen
Bundesregeln anpassen. Dafür fliesse das Geld dann unkomplizierter, wird versichert.

Seit Mitte Dezember sind die Restaurants wieder geschlossen.
Ihre Reserven schmelzen wie Schnee im Regen. Foto: Christian Pfander

Der Regimewechsel
bedeutet für alle
hilfsbedürftigen
Firmen: Zurück
auf Feld 1.
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Schweiz

Premiere als Bundespräsident: Guy Parmelin führte am Mittwoch durch seine erste Corona-Medienkonferenz. Foto: Peter Klaunzer (Keystone)

Philipp Loser
undGregor Poletti

Es war eine Premiere, und die
manchmal dazugehörende Ner-
vositätwarBundespräsident Guy
Parmelin in jedem Moment an-
zusehen. Er schnaufte schwer, er
schaute häufiger als nötig auf
sein Manuskript, er verhedderte
sich dann undwann, er hörte die
Fragen nicht gut. Als ihm Bun-
desratAlain Berset etwas zuflüs-
ternwollte, lehnte er sich aus sei-
nerPlexiglasbox nach hinten und
zog sich, umBerset auchwirklich
zu verstehen, die Maske von den
Ohren. Kleine Comedy-Einlage.

Hätte aberallesviel schlimmer
sein können. Guy Parmelin führ-
temit demgebotenenErnst durch
seine erste Corona-Medienkon-
ferenz.Erbemühte sich sichtlich,
jene Rolle auszufüllen, für die
Simonetta Sommarugawährend
des Corona-Jahres 2020 zustän-
dig gewesen war. Die getragene
Ansprache an die «Menschenvor
dem Bildschirm», wie Parmelin
das selbernannte,das behutsame
Eingrooven aufWochen,die nicht
wirklich lustig werden.

WütendeMedienmitteilung
Ein Teil der Nervosität von Par-
melin dürfte mit seiner Partei-
zugehörigkeit zu erklären sein.
Ausgerechnet ein Mitglied der
SVPverkündete amMittwoch die
härtestenMassnahmen seit dem
Lockdown imFrühling vor einem
Jahr.Massnahmen, die laut Frak-
tionschef Thomas Aeschi die
Bevölkerung direkt in dieArmut
führen. Mit «Bundesrat verliert
den Bezug zur Realität und den
Rückhalt im Volk» war eine
wütende Medienmitteilung der
SVP überschrieben.

Dass in diesem Bundesrat
auch zwei Vertreter der SVP sit-

zen, einer davon sogar der Bun-
despräsident ist, ignoriert die
Partei geflissentlich. In der Me-
dienmitteilungwird namentlich
Alain Berset angegriffen, der
«mit den drastischen Massnah-
men» von seinem Versagen ab-
lenke. Die Politik der Mehrheit
des Bundesrats «unter der Feder-
führungvon Gesundheitsvorste-
her Alain Berset» sei chaotisch
und nicht nachvollziehbar.

Die beiden SVP-Bundesräte ge-
hören nicht zu dieser «Mehr-
heit» – das ist der Partei wichtig.
Als der «Blick» berichtete, dass
Guy Parmelin über Nacht ins
LagerderMassnahmenbefürwor-
ter gewechselt sei und sich nur
Finanzminister Ueli Maurer
gegen den Kurs von Alain Berset
gewehrt habe (eine Darstellung,
die sich mit Recherchen der Ta-
media-Bundeshausredaktion de-
cken),da fuhrFraktionschefTho-
masAeschi aus derHaut – natür-
lich aufTwitter.Wie eraus «erster
Quelle» erfahren habe, hätten
UeliMaurerundGuyParmelinge-
meinsamdieVerlängerungenund
VerschärfungenderMassnahmen
bekämpft, schrieb Aeschi. «Par-
melinwechselte das Lagernicht.»

Auf Nachfrage erzählt Aeschi,
dass er gestern Morgen mit
einem Mitglied des Bundesrats
telefoniert habe.Dabei habe ihm
dieses Mitglied gesagt, dass sich
Parmelin klar gegen eineVerlän-
gerung der bisherigenMassnah-

men und eineVerschärfung aus-
gesprochen habe. Parmelin sei
nicht eingeknickt.

Aeschi macht das nicht zum
ersten Mal. Als Parmelin im De-
zember zum Bundespräsidenten
gewähltwurde,verschickteAeschi
eineMail anmehrere Empfänger
im Kanton Zug. «Unsere beiden
Bundesräte,UeliMaurerundGuy
Parmelin, lehnen die gestern von
denBundesrätenBersetundSom-
maruga vorgeschlagenen neuen
Corona-Massnahmen entschie-
den ab», schrieb er damals und
signalisierte damit:Was derBun-
despräsident inderÖffentlichkeit
sagt, das denkt er nicht.

«Mit solchen Aktionen er-
schwert Aeschi seinen Bundes
räten das Leben extrem», sagt
GerhardPfister,PräsidentderMit-
te-Partei.Wer im Bundesrat wel-
cheMeinungvertrete, sei in einem
konkordanten System ziemlich
irrelevant.«Entscheidend ist,was
der Bundesrat in der Öffentlich-
keit vertritt», sagt Pfister. Dabei
helfe es natürlich nicht,wennder
Fraktionschef der eigenen Partei
diese Haltung angreife. Pfister
kann im Verhalten der SVP kein
eigentliches Konzept erkennen.
«Sie oszillierenvoneinemExtrem
ins nächste. Das ist ein Zeichen
von Führungslosigkeit.»

Cédric Wermuth, Co-Präsi-
dent der SP, nennt dasVerhalten
von Aeschi «erratisch», sogar
«extrem erratisch».Die SVPhabe
sich vor einem Jahr in eine sehr
schwierige Situationmanövriert,
sie habe seit demMaskenauftritt
vonMagdalenaMartullo-Blocher
im Nationalrat keine nachvoll-
ziehbare Position mehr vertre-
ten. «Sie konnten uns Linken aus
ideologischen Gründen bei den
Wirtschaftshilfen nicht unter-
stützen. Und jetzt sind sie aus
Prinzip gegen alles,was von uns

kommt.» Das münde in eine Art
ideologischer Blockade, glaubt
Wermuth. Es dürfe nicht sein,
dass der freieMarkt Corona nicht
löse. Es dürfe nicht sein, dass die
Eigenverantwortung Corona
nicht löse. «Und vor allem darf
es nicht sein, dass die Linken für
einmal recht haben!»

Die Rolle der Fraktion
An der Medienkonferenz sagte
Bundespräsident Parmelin, dass
die Schweiz die jetzt anbrechen-
de Zeit nur als Einheit, als eine
Schweiz schaffen könne: «Wenn
wir uns zerstreiten und uns nicht
an die Regeln halten,machenwir
uns das Leben selber schwer.»
Das zeige, wie der Bundespräsi-
dent die Konkordanz hochhalte,
sagt Fraktionschef Aeschi. «Die
SVP steht zum Konkordanzsys-
tem des Bundesrates.»

Weiter: «Als Bundeshausfrak-
tion haben wir aber eine andere
Rolle, undwir bekämpfen solche
bundesrätlichen Mehrheitsent-
scheide, die die Schweiz in die
Armut treiben», so Aeschi. Des-
halb lancierte er gestern in der
Sitzung der Gesundheitskom-
mission des Nationalrates den
Antrag auf eine ausserordentli-
che Session. SVP-PräsidentMar-
co Chiesa ergänzt, dass ja nicht
einmal die Kantone die gestern
beschlossenenMassnahmen be-
grüssen würden: «Ich bin über-
zeugt, dass viele Parlamentarier
auch ausserhalb unserer Partei
vielenMassnahmen sehr kritisch
gegenüberstehen.»

Chiesa versteht die Kritik an
denMassnahmen nicht als Fun-
damentalopposition: «Wirhaben
ja auch verschiedene konstruk-
tive Vorschläge eingebracht.»
Zudem eigne sich die Corona-
Problematik nicht für parteipoli-
tische Auseinandersetzungen.

Die SVP und ihr Kampf
gegen den Bundesrat
Corona-Massnahmen Die Volkspartei ist sowohl an der Spitze des Bundesrats als
auch der Bundesratskritiker. Konkurrenten orten eine «ideologische Blockade».

«Es darf nicht sein,
dass die Linken für
einmal recht haben!»

CédricWermuth,Co-Präsident SP

Für die Waadtländer SP-Staats-
rätin CeslaAmarelle ist klar: «Wir
wollen keine Schulen schlies-
sen.» Die Regierung habe sich
verpflichtet, den Schulbetrieb
möglichst normal weiterzufüh-
ren, und siewolle nicht auf Fern-
unterricht umstellen.

So wie Amarelle denken etli-
che Bildungsdirektorinnen und
-direktoren, wie eine Umfrage
dieser Zeitung bei neun Kanto-
nen zeigt: Sie sprechen sich klar
gegenSchulschliessungenaus, sie
seien das allerletzte Mittel. Der
Schaden für Kinder und Eltern
wäre gross,derNutzenungewiss,
heisst es. Oder wie es die Genfer
BildungsdirektorinAnneEmery-
Torracinta (SP) formuliert: «Eine
Schliessungwirkt sich sehrnach-
teilig auf die Karriere derSchüle-
rinnen und Schüler aus. Beim
geringenGesundheitsrisiko inder
obligatorischenSchulewollenwir
dies nicht in Kauf nehmen.»

Nur: Das mutierte Virus ver-
doppelt sich zurzeit jede Woche.
«Die Kantone müssen sich gut
überlegen,was das für die Schu-
len bedeutet», sagte Bundesrat
AlainBerset amMittwochvorden
Medien. Nun wartet er auf die
Vorschläge der Kantone, die ihm
aufzeigen sollen, wie sie den
Unterricht an der Volksschule in
dennächstenWochenundMona-
tenweiterführenwollen – anders
als bei den Läden oder bei der
Pflicht zumHomeoffice überlässt
derBundesrat dies denKantonen.

So erarbeiten diese zurzeit
Konzepte für mögliche Szena-
rien, auch in gegenseitiger Ab-
sprache,wie sie betonen.Welche
Massnahmen die Erziehungs
direktorenkonferenz schliesslich
demBundesrat vorlegenwird, ist
noch offen. Klassenlagerwurden
vielerorts längst gestrichen, der
Sportunterricht ersetzt. Jetzt
steht etwa in den Kantonen Bern
oderAargau eine erweiterteMas-
kenpflicht zur Diskussion, im
Aargau aber auch Fernunterricht
für ältere Schülerinnen und
Schüler bis hin zu einer komplet-
ten Schulschliessung mit Fern-
unterricht. «Leider muss dies
wieder als Option mitgedacht
werden», hält dieser fest.

Der St. Galler Bildungsdirek-
tor Stefan Kölliker (SVP)will den
Schulbetrieb sicherer machen,
um eine Schliessung zu verhin-
dern. Neben einer rigorosen
Maskenpflicht erwägt er, Eltern
den Zutritt zu Schulhäusern zu
verbieten – nach dem heutigem
Wissensstand seien nicht jünge-
re Kinder die relevantenVerbrei-
ter des Virus, sondern Erwach-
sene, begründet er. Auch die
Waadtländer Regierungsrätin
Cesla Amarelle sagt mit Verweis

auf eine Studie, dass es häufig
Erwachsene gewesen seien, die
das Virus in die Schulhäuser
getragen hätten, nicht Kinder.

Unterstützung bekommen
Amarelle und Kölliker auch von
Vertretern der Lehrerschaft und
Bildungsverbänden. «Wir freuen
uns an sich, wenn Eltern ins
Schulhaus kommen. Zurzeit ist
dies aber nicht angezeigt», sagt
Thomas Minder, Präsident des
Verbands der Schulleiterinnen
und Schulleiter Schweiz. Eltern
kämen ins Schulhaus,umKuchen
für eine Geburtstagsfeier zu brin-
gen, oder sie redeten nochmitei-
nander, nachdem sie ihre Kinder
vor dem Schulhaus abgesetzt
hätten.DagmarRösler, die Präsi-
dentin des Dachverbands Lehre-
rinnen und Lehrer Schweiz, fin-
det es sinnvoll, wenn Eltern im
Moment nurnoch auf Einladung
von Schulleitung oder Lehrper-
son ins Schulhaus dürften.

Was schlagen die Schulvertre-
ter vor? Falls die Massnahmen
verschärftwerdenmüssten, soll-
ten in erster Linie ältere Kinder
und Jugendliche für eine be-
grenzte Zeit von zu Hause aus
arbeiten. Auch ein Ampelsystem
wäre denkbar. «So hätten Lehrer
und Schüler eine Perspektive und
könnten besser abschätzen, was
auf sie zukommt», sagt Rösler.

Gleiche Regeln für alle
Hingegen würden sie nicht ak-
zeptieren, wenn die Schulen
geschlossen würden, nur um die
allgemeine Mobilität zu senken.
Dazu gebe es andereMöglichkei-
ten, sagt Thomas Minder. «Wir
tragen letztlich jede Massnahme
mit,wenn sie etwas bringt.»Nicht
aber jene, die nur der Signalwir-
kung wegen ergriffen würden.
Praktisch alle angefragten Kan-
tone begrüssen es ausdrücklich,
dassnicht derBundesrat, sondern
sie selber entscheiden, wie die
Schulen die Corona-Regeln an-
passen müssen. Weniger glück-
lich darüber sinddie Schulvertre-
ter. «Nach demLockdown galten
fast in jedemKanton und in jeder
Gemeinde wieder andere Vor
gaben, und das führte zu verwir-
renden Situationen», sagt Rösler.

Laut Minder sind Massnah-
men auch schwieriger durchzu-
setzen, wenn die Schülerinnen
und Schüler etwa sähen, dass
ihre Kollegen imNachbarkanton
keine Masken tragen müssten.
So fordern Rösler wie Minder,
dassmindestens die Grossregio-
nen einheitliche Regelungen
einführen sollen. Besser aber das
ganze Land.

Janine Hosp und
Jacqueline Büchi

Nur die Eltern sollen
draussen bleiben
Kantone beraten Die Schulen zu schliessen,
wäre das allerletzte Mittel.

Zur Diskussion steht eine erweiterte Maskenpflicht. Foto: Raphael Moser
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